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Aufgabe des Gesetzgebers
begrenzter Prüfungsrahmen
Bestimmung des GdS
Beweiserleichterung
Beweislast
geminderte Voraussetzungen
gesetzliche Systematik des Sozialen
Entschädigungsrechts
gesundheitliche Schädigung
Grundurteil
Impfkomplikation
Impfreaktion
Impfschaden
Impfung
Impfung gegen Polio
Impfung gegen Tetanus
Kausalkette
Primärschaden
Primärschädigung
Rentenbeginn
Sachprüfung
Tenorierung
Überprüfungsverfahren
Vollbeweis
vollständige Überprüfung
Wahrscheinlichkeit

Leitsätze 1) Die gesundheitliche Schädigung als
Primärschädigung, d.h. die
Impfkomplikation, muss neben der
Impfung und dem Impfschaden, d.h. der
dauerhaften gesundheitlichen
Schädigung, im Vollbeweis nachgewiesen
sein (Fortsetzung der Rspr. des Senats).

2) Es ist nicht Aufgabe der Gerichte, hier
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zur Erleichterung des Zugangs zu
Entschädigungsleistungen für
Impfschäden entgegen der gesetzlichen
Systematik des Sozialen
Entschädigungsrechts von geminderten
Voraussetzungen auszugehen. Hier
Abhilfe zu schaffen, wäre Aufgabe des
Gesetzgebers.

3) Ein Grundurteil erfüllt nicht die
Voraussetzungen von § 130 Abs. 1 SGG,
wenn zwar der Beginn der ausgeurteilten
Rente tenoriert wird und auch
Feststellungen zu den Schädigungsfolgen
im Tenor enthalten sind, es jedoch an der
Bestimmung des GdS als einer
notwendigen Anspruchsvoraussetzung
fehlt.

4) Zum Prüfungsrahmen bei § 44 SGB X.
Normenkette IfSG § 60

IfSG § 61
SGB X § 44
SGG § 130

1. Instanz

Aktenzeichen S 48 VJ 5/11
Datum 11.09.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 VJ 5/19
Datum 02.05.2023

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Auf die Berufung wird das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 11.09.2019
aufgehoben und die Klage abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten in beiden RechtszÃ¼gen sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :
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Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Anerkennung eines Impfschadens und eine
BeschÃ¤digtenversorgung nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG).

Der 1973 geborene KlÃ¤ger erhielt am 15.11.1974, am 24.01.1975 und am
14.11.1975 Impfungen gegen KinderlÃ¤hmung (Polio). Die Impfungen erfolgten
(durch das Staatliche Gesundheitsamt I) mit dem Impfstoff Sabin. Ferner erhielt der
KlÃ¤ger am 27.12.1978 eine Tetanusimpfung.

FÃ¼r den KlÃ¤ger ist ein Grad der Behinderung (GdB) von 100 nach Â§ 152
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) festgesetzt worden (u.a. fÃ¼r hochgradige
partiell an Taubheit grenzende SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit
SprachentwicklungsstÃ¶rungen â�� Einzel-GdB 80, seelische Krankheit â�� Einzel-
GdB 50).

Einen ersten Antrag auf Versorgung nach dem IfSG stellte der KlÃ¤ger am
23.05.2005, der auf die Anerkennung und EntschÃ¤digung der
GesundheitsstÃ¶rungen Hirnschaden, Taubheit, SprachstÃ¶rung und StÃ¶rungen
des Schlafrhythmus gerichtet war.
Der Beklagte wertete zahlreiche vorliegende medizinische Unterlagen aus, so den
an den damaligen Hausarzt des KlÃ¤gers gerichteten Arztbrief des Neurologen B
vom 06.05.1977, in dem u.a. festgestellt wurde, dass bei der neurologischen
Untersuchung der KlÃ¤ger geistig retardiert gewirkt habe. Es habe den Anschein, so
B, dass eine hirnorganisch fundierte SprachentwicklungsstÃ¶rung, mÃ¶glicherweise
aufgrund eines perinatalen Hirnschadens, bestehe.

Ab August 1977 besuchte der KlÃ¤ger einen Sonderkindergarten fÃ¼r behinderte
Kinder. Das Versorgungsamt Augsburg stellte damals mit Bescheid vom 14.02.1978
die Behinderung HirnschÃ¤digung bei Morbus Down und eine Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit von 100 % fest.

Am 31.08.1978 stellte sich der KlÃ¤ger in der entwicklungsneurologischen
Sprechstunde der UniversitÃ¤tskinderklinik T vor. Im Bericht der Klinik vom
20.10.1978 wurden insbesondere eine SprachentwicklungsverzÃ¶gerung und eine
visuelle PerzeptionsstÃ¶rung festgestellt. Im Einzelnen wurde in dem Bericht
festgehalten: â��â�¦ Mit 12 Monaten konnte er gezielt Auto sprechenâ�¦ Er spreche
jetzt gut 50 WÃ¶rter, teils in 3-WortsÃ¤tzen. Vieles spreche er spontan nach, das er
nachher nicht verwenden kÃ¶nne. verstehe recht viel, doch hÃ¤ufig mit
Schwierigkeiten, mit dem was Ã¼ber seinen eigenen Wortschatz hinausgehtâ�¦
Befund: spricht undeutlich durch die Nase, sagt dabei aber lÃ¤ngere SÃ¤tze wie
z.B.: Â´Da ist schÃ¶nes Auto, guck! Auto Schnee.Â´ Statt Fisch sagt er Schiffâ�¦
Beurteilung: Bei liegt eine SprachentwicklungsverzÃ¶gerung vor mit
eingeschrÃ¤nktem Wortschatz, Dyslalie und Dysgrammatismusâ�¦ Zum sicheren
Ausschluss einer leichten bis mittelgradigen HÃ¶rbehinderung empfahlen wir die
Kontrolle der HÃ¶rprÃ¼fung, â�¦â��

Ein Bericht der HNO-Klinik U aus der damaligen Zeit liegt nicht (mehr) vor. Vom
17.01.1979 bis 13.02.1979 befand sich der KlÃ¤ger in stationÃ¤rer Behandlung in
der Klinik und Poliklinik fÃ¼r Hals-, Nasen- und Ohrenkranke der Ludwig-Maximilians-
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UniversitÃ¤t M In der Epikrise vom 15.02.1979 wurde Folgendes festgehalten:
â��â�¦ es handelt sich beidseits um eine nahezu symmetrische hochgradige
InnenohrschwerhÃ¶rigkeitâ�¦ Aufgrund dieser Befunde fÃ¼hrten wir die Anpassung
von HÃ¶rgerÃ¤ten beiderseits durch. kam mit den HÃ¶rgerÃ¤ten gut zurecht, er
reagierte wesentlich besser und sein Sprachschatz entwickelte sich etwas. Eine
weitere FÃ¶rderung des Kindes ist aber dringend nÃ¶tig.â��

Im MÃ¤rz 1979 wechselte der KlÃ¤ger in eine spezialisierte Vorschuleinrichtung. Ab
September 1980 besuchte er die Sondervolksschule fÃ¼r SchwerhÃ¶rige und lebte
in einem Kinderheim. Der damalige Hausarzt S zitierte in einem fÃ¼r das
Versorgungsamt erstellten Ã¤rztlichen Bericht vom 17.03.1981 aus einem (nicht
mehr vorliegenden) Bericht der HNO-Klinik der Ludwig-Maximilians-UniversitÃ¤t M
vom 01.03.1979, dass es sich bei dem KlÃ¤ger um einen Buben handle, â��dessen
(mittelgradige?) SchwerhÃ¶rigkeit erst vor wenigen Wochen erkannt und seitdem
versorgt wordenâ�� sei. â��Die heute zu beobachtenden VerhaltensstÃ¶rungen
sind typisch fÃ¼r unversorgte schwerhÃ¶rige Kinder, â�¦ Intellektuell kann mit einer
durchaus durchschnittlichen LeistungsfÃ¤higkeit gerechnet werden.â��

Hingegen ging der Neurologe und Psychiater J in einem Ã¤rztlichen Bericht vom
09.06.1987 davon aus, dass beim KlÃ¤ger eine geistige Behinderung mit einer
Retardierung entsprechend einem drei- bis vierjÃ¤hrigen Kind und zusÃ¤tzlich noch
eine Sprachbehinderung und eine HÃ¶rminderung bestÃ¼nden. Der KlÃ¤ger zeige
zeitweilig ein etwas unsicheres, ataktisches Gangbild. Die geistigen SchÃ¤den seien
â��sicherâ�� Folge eines Down-Syndroms. Dagegen stellte die HNO-Klinik der
UniversitÃ¤t U am 06.12.1988 eine hochgradige InnenohrschwerhÃ¶rigkeit beidseits
(bei gegenÃ¼ber 1985 unverÃ¤ndertem HÃ¶rvermÃ¶gen) fest. Die beiden
HÃ¶rgerÃ¤te seien optimal angepasst, so der Bericht.

In der Folgezeit erwarb der KlÃ¤ger den qualifizierten Hauptschulabschluss und
nahm im August 1990 eine Berufsausbildung zum Industrieanlagenelektroniker auf;
diese schloss er im Februar 1994 mit Erfolg ab. AnschlieÃ�end war er zunÃ¤chst
erwerbstÃ¤tig. Ab Beginn der 2000er Jahre kam es jedoch zu einer zunehmenden
psychischen Dekompensation. Ab dem Jahr 2004 war der KlÃ¤ger arbeitslos, ab Juni
2006 erhielt er Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Im Entlassungsbericht der Psychiatrischen Klinik L vom 01.09.2005, in der sich der
KlÃ¤ger erstmals vom 22.06.2005 bis 04.08.2005 aufgehalten hatte, ist die Angabe
des KlÃ¤gers enthalten, sein Hauptziel sei der Kampf gegen die Ã�mter, von denen
der Impfschaden anerkannt werden solle, um eine entsprechende Rente zu
erhalten. Der KlÃ¤ger sei sehr auf dieses Thema fixiert und verweise immer wieder
auf seinen umfangreichen Aktenordner, in dem er alle relevanten Unterlagen
aufgenommen habe, so der Bericht. Es bestÃ¼nden Hinweise auf
BeeintrÃ¤chtigungserleben; eine Wahnwahrnehmung sei nicht auszuschlieÃ�en, so
der Bericht. Auch im Laufe der stationÃ¤ren Behandlung sei der KlÃ¤ger gedanklich
ausgeprÃ¤gt auf das Thema seiner real gegebenen ImpfschÃ¤digung eingeengt.
Alle therapeutischen Interventionen hÃ¤tten letztlich nur eine geringe Distanzierung
zum wahnhaft verarbeiteten Inhalt der Impfbenachteiligung geschaffen. ZunÃ¤chst
sei er gedanklich rund um die Uhr damit beschÃ¤ftigt gewesen, dass die Impfung
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sein Leben wie auch das Leben seiner Partnerin zerstÃ¶rt habe. Im Verlauf der
Behandlung sei der KlÃ¤ger etwas weniger angespannt geworden und sei weniger
aggressiv aufgetreten. Als Abschlussdiagnosen sind wahnhafte StÃ¶rung
(Differenzialdiagnose: paranoide Psychose) und beidseits HÃ¶rverlust durch
SchallempfindungsstÃ¶rung gestellt worden.

Der KlÃ¤ger war auch weiterhin wegen einer chronischen paranoid-
halluzinatorischen Schizophrenie in nervenÃ¤rztlicher Behandlung (vgl. z.B.
Entlassungsbericht des UniversitÃ¤tsklinikums M vom 27.01.2014).

Unter dem 31.12.2005 haben die Eltern des KlÃ¤gers, R A und L A, B, Stellung
genommen. Sie haben folgende ErklÃ¤rung unterzeichnet:
â�� hat sich bis zur Impfung vÃ¶llig normal entwickelt. Er war vergnÃ¼gt und
aufgeschlossen und hat auch auf GerÃ¤usche wie Musik und das Zufallen von
TÃ¼ren usw. reagiert. Er hat gelacht und hat aktiv an seinem Umfeld
teilgenommen. Er hatte Freude daran, sich in seiner Kindersprache zu artikulieren.
Nach der Impfung vom 24.01.1975 war dies vorbei. Er war stets unruhig und hat
stÃ¤ndig stark und laut geweint und dies auch Ã¼ber Stunden hinweg, das Gesicht
zu einer Grimasse verzogen, so dass ich nachts aus dem Schlafzimmer ausziehen
musste, um Ruhe zu finden, da ich wieder zur Arbeit musste. Er hatte Fieber und
hat Ã¼ber lÃ¤ngere Zeit alles gespuckt, was er zu sich genommen hat. war
zeitweise in einem sehr schlechten Zustand. Nach der Impfung war nichts mehr so
wie vorher.
Es ist regelrecht zu einem Abbruch in der Entwicklung gekommen.
Er lag apathisch in seinem Bettchen irgendwie gelÃ¤hmt und hat nicht mehr nach
seinen Spielsachen gegriffen und hat auch nicht mehr unbeschwert gelacht, wie es
vorher der Fall war. Das Ausprobieren der Stimme, das kindliche Lallen, alles war
hier beendet. Wir haben natÃ¼rlich gemerkt, dass sich unser Kind nicht weiter
normal entwickelt und sind deshalb Ã¶fters bei unserem Hausarzt vorstellig
geworden. Dieser hat versucht, unsere Angst zu zerstreuen und uns aufgefordert,
abzuwarten.
Nachdem sich die Situation nicht besserte und wir vom Hausarzt auch keine Hilfe
mehr erwarteten, haben wir das Kind dann in weiteren Fachkliniken und beim
Neurologen untersuchen lassen.
Der Neurologe stellte eine SprachstÃ¶rung wegen eines perinatalen Hirnfehlers fest.
Auf Anraten des behandelnden Arztes wurde in der Klinik M eine symmetrische
hochgradige InnenohrschwerhÃ¶rigkeit festgestellt.
Siehe Arztbrief vom 15.02.1979.â��

U.a. auch nach Auswertung des nervenÃ¤rztlichen Gutachtens von S1 des
Versorgungsamts KÃ¶ln vom 02.03.2006 und nach der versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme von S2 lehnte der Beklagte schlieÃ�lich mit Bescheid vom
22.09.2006 den Antrag des KlÃ¤gers auf Versorgung nach dem IfSG ab, weil â��bei
den heutigen Impfstoffenâ��, die bei einer Polioschutzimpfung Verwendung finden
wÃ¼rden, keine ImpfschÃ¤den zu erwarten seien. Zudem sei den vorliegenden
Arztbriefen von 1977 und 1979 zu entnehmen, dass die ausbleibende
Sprachentwicklung allmÃ¤hlich zutage getreten sei. Die Angaben der Eltern des
KlÃ¤gers hierzu in der Stellungnahme vom 31.12.2005 stÃ¼nden mit den
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dokumentierten Befunden nicht im Einklang. Ein zunÃ¤chst hiergegen erhobener
Widerspruch wurde spÃ¤ter zurÃ¼ckgenommen.

Am 10.10.2007 beantragte der KlÃ¤ger, den Bescheid vom 22.09.2006 nach Â§ 44
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) aufzuheben und einen Anspruch nach dem
IfSG wegen eines Impfschadens anzuerkennen. Mit am 22.04.2008 beim Beklagten
eingegangenem Schreiben nahm die (rechtliche) Betreuerin des KlÃ¤gers den
Antrag auf RÃ¼cknahme des Bescheids vom 22.09.2006 zurÃ¼ck. Mit Schreiben
vom 20.04.2009, das am 22.04.2009 beim Beklagten einging, stellte der KlÃ¤ger
Ã¼ber die heutigen BevollmÃ¤chtigten den Antrag auf Ã�berprÃ¼fung im Sinne
von Â§ 44 SGB X erneut. Es wurde u.a. darauf hingewiesen, dass eine
VerhaltensÃ¤nderung von den Erziehungsberechtigten erst nach DurchfÃ¼hrung
der Impfung festgestellt worden sei. Aus diesen Tatsachen werde der Schluss
abgeleitet, dass ein kausaler Zusammenhang zwischen Impfung und SchÃ¤digung
vorliegen mÃ¼sse.

Mit Beschluss vom 29.06.2010 hob das Amtsgericht MÃ¼nchen die Betreuung auf
und stellte das Betreuungsverfahren ein. Nach Angaben des KlÃ¤gers im
ErÃ¶rterungstermin des Senats im MÃ¤rz 2023 besteht seit damals keine Betreuung
mehr.

Mit Schreiben vom 29.11.2010 beantragte der KlÃ¤ger u.a. die Erstellung eines
Gutachtens â��auf tatsÃ¤chlicher wissenschaftlicher Grundlageâ��. Es liege kein
Gutachten vor, das genau ausweise, welche Stoffe ihm konkret bei den Impfungen
in welchen Gesundheitszustand und trotz mÃ¶glicher versteckter
Kontraindikationen gespritzt worden seien. Einziger Zweck von Gutachten, in denen
â��noch nicht einmal ganz konkret diejenigen Bestandteile ausgewiesen werden,
die tatsÃ¤chlich gespritzt worden sindâ��, sei die vorsÃ¤tzliche Verhinderung der
Erforschung der Wahrheit.

Mit Bescheid vom 09.12.2010 lehnte der Beklagte den Antrag nach Â§ 44 SGB X ab.
BegrÃ¼ndet wurde dies damit, dass der KlÃ¤ger keine neuen Tatsachen oder
Erkenntnisse vorgetragen habe, welche eine erneute inhaltliche
SachverhaltsprÃ¼fung rechtfertigen wÃ¼rden. Das Schreiben vom 29.11.2010
richte sich hauptsÃ¤chlich gegen Impfungen im Allgemeinen. Zu dem verabreichten
Impfstoff Sabin sei bereits im Bescheid vom 22.09.2006 Stellung bezogen worden.
An der Bestandskraft des Bescheids vom 22.09.2006 sei festzuhalten.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 30.12.2010 Widerspruch. In dem sehr
umfangreichen Schreiben beantragte der KlÃ¤ger u.a. â��eine sorgfaltspflichtige
Ermittlung von Amts wegen, ob die Voraussetzungen des Â§ 61 IfSG vorliegen, im
Rahmen der Nachbesserung der bisher unterlassenen sorgfÃ¤ltigen
Amtsermittlungâ��. Der KlÃ¤ger hat auf die nach seiner Ansicht unrichtige
Anwendung des Rechts im Sinne von Â§ 44 SGB X hingewiesen. Die zum Impfstoff
Sabin erfolgten Stellungnahmen in dem Bescheid vom 22.09.2006 seien
vollkommen aussage- und bedeutungslos. Ã�ber Bestandteile und (toxische)
Impfzusatzstoffe enthalte der Bescheid keine Aussage. Der Beklagte bringe als
AblehnungsbegrÃ¼ndung ausschlieÃ�lich Nichtwissen vor. Der KlÃ¤ger hat auf die
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mangelnde ErfÃ¼llung der staatlichen FÃ¼rsorge- und Sorgfaltspflicht und die
Unterlassung der finanziellen FÃ¶rderung einer von Drittinteressen unabhÃ¤ngigen
Impfschadensforschung hingewiesen. Weiter hat er u.a. hervorgehoben, dass der
Beklagte nie dargelegt habe, worin die behauptete Unvereinbarkeit zwischen den
Angaben des KlÃ¤gers und den Angaben der Eltern Ã¼ber die Entwicklung des
KlÃ¤gers bestehen solle. Auch habe, so der weitere Vortrag des KlÃ¤gers, der
Beklagte die Tetanusimpfung, nach der die vollstÃ¤ndige Taubheit eingesetzt habe,
verschwiegen. Der KlÃ¤ger hat â��eine schwere durch staatliche Gewalten
vollzogene Verletzung der WÃ¼rde von Menschenâ�� festgestellt.
Nach der ersten Gabe des Polioimpfstoffes im Jahr 1974 seien keine erkennbaren
kÃ¶rperlichen VerÃ¤nderungen in Erscheinung getreten, was nicht bedeute, dass
keine kÃ¶rperlichen VerÃ¤nderungen verursacht worden seien. Nach der zweiten
Gabe am â��24.01.1995â�� (gemeint wohl: 1975) seien plÃ¶tzlich VerÃ¤nderungen
aufgetreten, nÃ¤mlich Apathie, lÃ¤hmungsÃ¤hnliche Erscheinungen und mangelnde
AktivitÃ¤t, Verlust der Unbeschwertheit und Unterlassung der Experimente nach
dem Gebrauch der Stimme. Es sei der Abbruch der bisherigen normalen
Entwicklung wahrgenommen worden, so der KlÃ¤ger. Die kÃ¶rperlichen
VerÃ¤nderungen hÃ¤tten sich bis zur Gabe des gesamten Tetanusimpfstoffes 1978
entfaltet. Nach der Verabreichung dieses â��gesamtenâ�� Impfstoffes (also der
medizinisch wirksamen Bestandteile und der sogenannten Zusatzstoffe) habe sich
das Hauptsymptom der leichten bis mittelgradigen InnenohrschwerhÃ¶rigkeit zur
vollstÃ¤ndigen Taubheit verschlechtert.

In der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme nach Aktenlage von K vom
03.03.2011 wurde darauf hingewiesen, dass eine in zeitlichem Zusammenhang mit
der Impfung vom 24.01.1975 aufgetretene neurologische Symptomatik oder ein
Entwicklungsknick weder aus den Berichten von B noch von S hervorgehen
wÃ¼rden. Im Arztbrief der HNO-Klinik der Ludwig-Maximilians-UniversitÃ¤t M vom
15.02.1979 sei die Diagnose einer nahezu symmetrischen hochgradigen
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit gestellt und in der Anamnese beschrieben worden, dass
es sich bekannterweise um eine stark verzÃ¶gerte Sprachentwicklung bei Verdacht
auf hochgradige SchwerhÃ¶rigkeit beidseits handele. Diese Darstellung weise
darauf hin, dass bereits vor dem stationÃ¤ren Aufenthalt Anfang 1979 und auch vor
der Tetanusimpfung (am 27.12.1978) eine hochgradige SchwerhÃ¶rigkeit mit einer
StÃ¶rung des Spracherwerbs bestanden habe, auch wenn die sichere Diagnose erst
Anfang 1979 gestellt worden sei.
Bei dem verabreichten Sabin-Impfstoff handele es sich um einen Lebendimpfstoff
gegen Poliomyelitis, der in seltenen FÃ¤llen eine Impfpoliomyelitis oder eine
Meningoenzephalitis verursachen kÃ¶nne. Eine klinische Symptomatik, die zu einer
Poliomyelitis oder einer Meningoenzephalitis passe, sei aber vorliegend nicht
beschrieben worden.
Beim Tetanusimpfstoff seien im Epidemiologischen Bulletin des Robert-Koch-
Instituts Nr. 25/2007 vom 22.06.2007 (S. 227) als Komplikationen Erkrankungen des
peripheren Nervensystems (Mono- und Polyneuritis, Guillain-Barre-Syndrom,
Neuropathie) berichtet worden, jedoch keine SchwerhÃ¶rigkeit. Auch bei
Zusatzstoffen wie Thiomersal und Aluminium-Adjuvanzien seien keine
HÃ¶rstÃ¶rungen als Komplikation aufgefÃ¼hrt; K hat auf das Epidemiologische
Bulletin des Robert-Koch-Instituts Nr. 25/2007 vom 22.06.2007 (S. 230 bis 232)
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verwiesen.
Aufgrund der Ã¤rztlichen Dokumentationen und der Literatur lasse sich ein kausaler
Zusammenhang zwischen den geltend gemachten Impfungen und der vorliegenden
Symptomatik nicht nachweisen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 10.03.2011 wies der Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung des Bescheids hat er sich entsprechend
der Darlegungen von K geÃ¤uÃ�ert. Ein zeitlicher Zusammenhang der
aufgetretenen Symptomatik mit der Impfung vom 24.01.1975 gehe aus den
Unterlagen nicht hervor, ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang sei eindeutig zu
verneinen.

Am 01.04.2011 hat der KlÃ¤ger hiergegen Klage zum Sozialgericht (SG) Augsburg
erhoben. Mit Beschluss vom 18.10.2011 hat das SG Augsburg den Rechtsstreit an
das Ã¶rtlich zustÃ¤ndige SG MÃ¼nchen verwiesen.
Im Schriftsatz vom 23.10.2013 haben die BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers erneut
auf die Angaben der Eltern vom 31.12.2005 (s.o.) und auf den Befundbericht der
UniversitÃ¤tsklinik T vom 20.10.1978 verwiesen. Dieser Befundbericht, der vor der
Tetanusimpfung erstellt worden sei, gehe von einer etwaigen nur leichten bis
mittelgradigen HÃ¶rbehinderung aus. Es wÃ¤re somit durchaus im Bereich des
MÃ¶glichen, dass es infolge der bestehenden SchÃ¤digung (eventuell durch die
Impfung vom 24.01.1975) zu einer weiteren SchÃ¤digung durch die
Tetanusimpfung (27.12.1978) gekommen sei.

Am 15.04.2014 hat ein Termin des SG zur ErÃ¶rterung des Sachverhalts und zur
Beweisaufnahme stattgefunden. In dem Termin sind die Eltern des KlÃ¤gers, L und
R A, als Zeugen einvernommen worden.

Sodann hat das SG K mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt. Im Gutachten
vom 27.06.2014 hat der SachverstÃ¤ndigen betont, dass (auch im Hinblick auf die
abgelaufenen Aufbewahrungsfristen fÃ¼r medizinische Unterlagen) ausschlieÃ�lich
die Angaben der Eltern zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Wegen des langen
zurÃ¼ckliegenden Zeitraums sei nicht verwunderlich, dass deren Erinnerungen
unscharf bzw. differierend seien.
Im Hinblick auf andere Ursachen fÃ¼r die HÃ¶rbehinderung hat der
SachverstÃ¤ndige Fehlbildungen oder Tumore im Felsenbeinbereich wegen der
RÃ¶ntgenaufnahmen ausgeschlossen. Unter Zuhilfenahme der in den Arztberichten
enthaltenen somatischen und neurologischen Befunde sowie der vorliegenden Fotos
kÃ¶nne man 57 mit HÃ¶rbehinderung einhergehende Symptome ausschlieÃ�en.
Was Ã¼brig bleibe, so K, sei von einer hochqualifizierten Klinik wie der HNO-Klinik
der UniversitÃ¤t M im Rahmen der dortigen virologischen und serologischen
Untersuchungen wohl ausgeschlossen worden; die Diskussion bleibe mangels jeden
sonstigen Anhalts aber rein spekulativ.
In der Literatur seien vereinzelte seriÃ¶se Berichte Ã¼ber HÃ¶rschÃ¤digung oder
Taubheit nach Polio-Schluckimpfung enthalten.

Was die Polio-Schluckimpfungen 1974 und 1975 betreffe, so bestÃ¼nden
hinsichtlich der Angaben der Eltern fÃ¼r das postvakzinale Geschehen gewisse

                             8 / 22



 

Unstimmigkeiten bzw. LÃ¼cken. Wenn man diese und darÃ¼ber hinaus â�� trotz
wechselnder Fixierung auf die zweite sowie auf die erste und zweite Polio-Impfung
und trotz fehlender exakter Datierung des Krankheitsbeginns â�� die spezifische
Glaubhaftigkeit der Angaben Ã¼ber die postvakzinale Symptomatik und den
weiteren Verlauf akzeptiere, werde man aus kinderneurologischer Perspektive
feststellen, dass der KlÃ¤ger mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit im Gefolge
der Polio-Schluckimpfung vom 24.01.1975 (mÃ¶glicherweise zusammen mit der
schon am 15.11.1974 erfolgten Impfung) an postvakzinaler Encephalitis plus
HÃ¶rschÃ¤digung erkrankt sei und dass die HÃ¶rschÃ¤digung plus Folgen bis heute
anhaltend seien. Dass es postvakzinal nicht nur zu einer isolierten HÃ¶rschÃ¤digung
(InnenohrschwerhÃ¶rigkeit) gekommen sei, sondern passager auch zu einer
postvakzinalen Encephalitis, ergebe sich aus der mitgeteilten Symptomatik.
Diskutandi aber ohne zusÃ¤tzlichen Beweiswert kÃ¶nnten dieser postvakzinalen
Encephalitis passagere Restbefunde wie visuomotorische Defizite und
intermittierende Ataxie sowie auffÃ¤llige EEG-Dysrhythmien zugeordnet werden.

Im Hinblick auf die differierenden Befundergebnisse der UniversitÃ¤tskinderklinik T
(Oktober 1978) und der UniversitÃ¤t M (Januar/Februar 1979) und der
dazwischenliegenden Tetanusimpfung werde Letztere vom KlÃ¤ger als ursÃ¤chlich
fÃ¼r eine gravierende Verschlechterung einer zuvor im Gefolge der Polioimpfung
eingetretenen leichten bis mittelgradigen HÃ¶rbehinderung angeschuldigt. Nach
den vorliegenden Erkenntnissen Ã¼ber isolierte postvakzinale Mononeuritiden
(hierunter auch solche von Hirnnerven, hierunter auch solche des Cochlearis-
Systems bzw. HÃ¶rnervs) sei dies, so K, mÃ¶glich. Allerdings sei anzumerken, dass
zwischen den Untersuchungen in T und M ein erheblicher QualitÃ¤tsunterschied
bestehe. In T sei anders als in M ein Audiogramm nur empfohlen, jedoch nicht
angefertigt worden. Nur wenn man, so der SachverstÃ¤ndige, akzeptiere, dass in T
1978 noch ein SprachverstÃ¤ndnis vorhanden gewesen sei, werde man darauf
schlieÃ�en kÃ¶nnen, dass tatsÃ¤chlich mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit die
Tetanusimpfung als Ursache einer weiteren gravierenden HÃ¶rschÃ¤digung
einzuordnen sei.

Mit Blick auf die von der KlÃ¤gerseite thematisierten Impfzusatzstoffe (Aluminium-
und Quecksilber-Verbindungen) hat K darauf hingewiesen, dass diese in dem
Schluckimpfstoff (weil lebende Viren) nicht enthalten gewesen seien, jedoch im
Tetanusimpfstoff. Allerdings sei die Dosis sehr niedrig. DarÃ¼ber hinaus handle es
sich um eine erste Tetanusimpfung bei einem Kind im Alter von bereits fÃ¼nf
Jahren mit entsprechend nennenswertem KÃ¶rpergewicht. DarÃ¼ber hinaus habe
sich die STIKO mit dem Thema der beiden genannten Substanzen eingehend
beschÃ¤ftigt, sie komme im Epidemiologischen Bulletin vom 22.06.2007 (S. 230 ff.),
zu dem Ergebnis, neurale ImpfschÃ¤den durch Aluminium- und ebenso
Quecksilberverbindungen seien abzulehnen.

Zusammenfassend hat K festgestellt, dass das Leiden des KlÃ¤gers mit
Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit als Folge der Schluckimpfungen (speziell vom
24.01.1975) und der Tetanusimpfung (vom 27.12.1978) angenommen werden
kÃ¶nne, wenn das SG â��von der grundsÃ¤tzlichen GlaubwÃ¼rdigkeit der Eltern
Ã¼berzeugtâ�� sei und â��(trotz der UnschÃ¤rfen) spezifische Glaubhaftigkeit ihrer
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Angaben zum postvakzinalen Geschehenâ�� als gegeben ansehe. Akzeptiere man
also den Vortrag der Eltern, so sei es Ende 1974/Anfang 1975 zur Symptomatik
einer passageren Encephalitis sowie einer definitiven HÃ¶rschÃ¤digung gekommen;
diese Symptomatik komme grundsÃ¤tzlich als Impfschaden im Gefolge der Polio-
Schutzimpfungen 1974/1975 in Frage. Akzeptiere man den Ambulanzbericht T
1978, so sei es Ende 1978/Anfang 1979 zu einer weiteren Verschlechterung der
HÃ¶rverminderung gekommen, fÃ¼r deren Verursachung die Tetanusimpfung Ende
1978 in Frage komme.
Im Gefolge der beidseitigen schweren HÃ¶rstÃ¶rung (praktische Taubheit) sei es zu
passagerer SprachentwicklungsstÃ¶rung, spÃ¤ter zu erheblichen sozialen,
beruflichen und schlieÃ�lich psychischen Problemen gekommen. Ein Grad der
SchÃ¤digungsfolgen (GdS) fÃ¼r die Taubheit sei in HÃ¶he von 80, fÃ¼r die
psychischen BeeintrÃ¤chtigungen von 50 gegeben. Zusammen ergebe dies einen
GdS von 100.

In der versorgungsmedizinischen Stellungnahme von K vom 21.08.2014 hat dieser
ausdrÃ¼cklich festgestellt, dass die Anerkennung einer Encephalitis bzw. Neuritis
als SchÃ¤digungsfolge der Impfungen in Frage komme, da in der Literatur in
Ã�bereinstimmung mit K nach Impfungen gegen Polio die AuslÃ¶sung einer
Encephalitis bzw. Neuritis beschrieben wÃ¼rde. Es sei jedoch, so K, die angegebene
schrittweise Verschlechterung nach den einzelnen Impfungen ungewÃ¶hnlich.
Im Schriftsatz vom 26.08.2014 hat der Beklagte den Antrag, die Klage abzuweisen,
aufrechterhalten. Aus Sicht des Beklagten wÃ¼rden die glaubhaften
Zeugenaussagen der Eltern des KlÃ¤gers nicht in Zweifel gezogen. Dass nach
annÃ¤hernd 40 Jahren von Seiten der Eltern nicht mehr in allen Punkten exakte
kalendarische Daten hinsichtlich der Entwicklung des KlÃ¤gers vorgetragen werden
kÃ¶nnten, erscheine in Ã�bereinstimmung mit dem SachverstÃ¤ndigen K absolut
plausibel. Doch sei eine gesundheitliche SchÃ¤digung durch die 1974 und 1975
durchgefÃ¼hrten Polioimpfungen weiterhin nicht ausreichend nachgewiesen.
Gleiches gelte fÃ¼r eine gesundheitliche SchÃ¤digung durch die Tetanusimpfung
im Dezember 1978, insbesondere da keine zuverlÃ¤ssigen Unterlagen und keine
Ã¤rztlichen Befunde zum Gesundheitszustand des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit vor dieser
Impfung vorliegen wÃ¼rden. So kÃ¶nne insbesondere Ã¼ber das AusmaÃ� einer
offensichtlich bereits vorbestehenden HÃ¶rschÃ¤digung bei fehlenden
Audiogrammen keine genaue Aussage getroffen werden.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung der erkennenden Kammer am 06.11.2014 sind die
Eltern des KlÃ¤gers, L und R A, erneut als Zeugen einvernommen worden. Mit Urteil
vom 06.11.2014 (S 9 VJ 5/11) hat das SG MÃ¼nchen den Beklagten im Rahmen
eines Zwischenurteils unter Aufhebung des Bescheids vom 09.12.2010 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 10.03.2011 verurteilt, dem KlÃ¤ger im
Zusammenhang mit den Impfungen vom 15.11.1974 und 24.01.1975 (Polio-
Impfungen) Impfschadensversorgung wegen hochgradiger, partiell an Taubheit
grenzender SchwerhÃ¶rigkeit ab 01.05.2005 zu gewÃ¤hren. Nach
UrteilsverkÃ¼ndung hat das SG darauf verwiesen, dass mit diesem Zwischenurteil
das laufende Verfahren (S 9 VJ 5/11) nicht beendet sei. Es sei jedoch sinnvoll, die
Rechtskraft des Zwischenurteils abzuwarten und das Ruhen des Verfahrens
anzuordnen.
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In der schriftlichen UrteilsbegrÃ¼ndung fÃ¼hrte das SG im Wesentlichen aus, es sei
zu seiner Ã�berzeugung ein Gesundheits(erst)schaden im Gefolge der Impfungen
vom 15.11.1974 und 24.01.1975 nachgewiesen. Der KlÃ¤ger habe nach den
glaubhaften Schilderungen seiner Eltern in den Terminen am 15.04.2014 und
06.11.2014 im Gefolge der genannten Impfungen GesundheitsstÃ¶rungen in Form
von wiederholtem Fieber und Brechdurchfall und auch deutliche
VerhaltensÃ¤nderungen gezeigt. Glaubhaft hÃ¤tten die Eltern des KlÃ¤gers eine
unauffÃ¤llige Entwicklung des KlÃ¤gers bis zu den stattgehabten Impfungen
geschildert mit Reaktionen auf Musik etc. Das Gericht gehe nach den
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von K davon aus, dass es im Zusammenhang mit
den Impfungen vom 15.11.1974 bis 24.01.1975 zum einen zu einer passageren
Symptomatik einer Enzephalopathie gekommen sei und zum anderen zum
Auftreten der HÃ¶rstÃ¶rung.

Gegen das Urteil hat der Beklagte am 23.01.2015 Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht (BayLSG) eingelegt, die unter dem Az. L 15 VJ 1/15 erfasst
worden ist. Nach seiner Auffassung kÃ¶nne aufgrund der Aussagen der Eltern des
KlÃ¤gers nicht der nach dem Gesetz geforderte Kausalzusammenhang hergestellt
werden, so die BerufungsbegrÃ¼ndung. Entsprechende Ã¤rztliche Befunde im
Zusammenhang mit den angeschuldigten Impfungen â�� bzw. zeitnah nach diesen
-, die entsprechende aus den Impfungen resultierende GesundheitsstÃ¶rungen
belegen kÃ¶nnten, lÃ¤gen nicht vor. Es seien wegen des geforderten engen
zeitlichen Zusammenhangs exakte kalendarische Daten erforderlich. Die Aussagen
der Eltern des KlÃ¤gers wÃ¼rden einen solchen nicht stÃ¼tzen.

Mit Urteil vom 10.12.2018, das im schriftlichen Verfahren gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) ergangen ist, hat der Senat auf die Berufung das Urteil
des SG vom 06.11.2014 aufgehoben und den Rechtsstreit an das SG MÃ¼nchen
zurÃ¼ckverwiesen, weil das Urteil des SG unauflÃ¶sbare inhaltliche WidersprÃ¼che
aufweise. Die MÃ¤ngel wÃ¼rden einer endgÃ¼ltigen Entscheidung entgegenstehen
und zur Unwirksamkeit des Zwischenurteils, das keine Rechtswirkungen entfalten
kÃ¶nne, fÃ¼hren. Im Tenor habe das SG im Rahmen eines Zwischenurteils den
Beklagten zur GewÃ¤hrung einer Impfschadensversorgung ab 01.05.2005 verurteilt.
In seinen EntscheidungsgrÃ¼nden habe es dagegen ausgefÃ¼hrt, nur im Rahmen
eines Zwischenurteils Ã¼ber das Vorliegen eines Gesundheitsschadens zu
entscheiden; die Feststellung eines Dauerschadens sei seitens des Beklagten in
einem weiteren Verwaltungsverfahren zu klÃ¤ren und zu verbescheiden. Der
Widerspruch lasse sich auch nicht im Wege einer Auslegung auflÃ¶sen. Ein
eindeutiges Ergebnis, worÃ¼ber das SG entschieden habe, lasse sich auch unter
Heranziehung des gesamten Urteils nicht erzielen. U.a. hat der Senat darauf
hingewiesen, dass eine Aufrechterhaltung des Urteils als Teilendurteil (im Sinne von
Â§ 202 Satz 1 SGG i. V. m. Â§ 301 Zivilprozessordnung) aufgrund der
WidersprÃ¼chlichkeit von Tenor und EntscheidungsgrÃ¼nden und des
Widerspruchs von Klageantrag zu Tenor nicht in Betracht komme. Ebenso scheide
eine Auslegung als Zwischenurteil aus. Der Senat habe klarstellend die
ZurÃ¼ckverweisung an das SG ausgesprochen (obwohl auch nach dem Willen des
SG aufgrund des Zwischenurteils ein Teil des Verfahrens dort noch anhÃ¤ngig sei).
Das SG werde daher Ã¼ber den gesamten Streitgegenstand in dem bislang ruhend
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gestellten Verfahren zu entscheiden haben.

Mit Beschluss vom 27.03.2019 hat das BSG die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die
Nichtzulassung der Revision im Urteil des BayLSG vom 10.12.2018 (L 15 VJ 1/15) als
unzulÃ¤ssig verworfen (B 9 V 7/19 B).

Weitere Ermittlungen hat das SG im wiedererÃ¶ffneten Klageverfahren nicht mehr
durchgefÃ¼hrt. Auch die in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 11.09.2019
anwesenden Eltern des KlÃ¤gers sind nicht erneut als Zeugen einvernommen
worden.

Mit Urteil vom 11.09.2019 (S 48 VJ 5/11) hat das SG den Bescheid vom 09.12.2010
in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 10.03.2011 aufgehoben und den
Beklagten verurteilt, den Bescheid vom 22.09.2006 zurÃ¼ckzunehmen sowie
festzustellen, dass die beim KlÃ¤ger bestehende hochgradige, partiell an Taubheit
grenzende SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit SprachentwicklungsstÃ¶rungen Folge
einer ImpfschÃ¤digung sei und dem KlÃ¤ger ausgehend davon ab 01.05.2005
Versorgungsleistungen nach dem IfSG einschlieÃ�lich einer Versorgungsrente nach
MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren seien. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden hat das SG dargelegt, aufgrund der Aufhebung des Urteils
vom 06.11.2014 durch das BayLSG und ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits sei
eine vollstÃ¤ndig neue Entscheidung zu treffen. Die Frage, ob auch die
aufgetretenen seelischen BeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers Folge der hier
streitigen ImpfschÃ¤digung gewesen seien, sei nicht Gegenstand des
Klageverfahrens, da dies bislang nicht Gegenstand eines Verwaltungsverfahrens
gewesen sei.
Vorliegend seien die Voraussetzungen zur Anerkennung eines Gesundheitsschadens
als Folge einer SchÃ¤digung im Sinne von Â§ 60 Abs. 1 Satz 1 IfSG erfÃ¼llt. Beim
KlÃ¤ger seien in einem engen zeitlichen Abstand zu den Polioimpfungen (vom
15.11.1974 und/oder vom 24.01.1975) nachweislich Krankheitserscheinungen
aufgetreten, die es wahrscheinlich machen wÃ¼rden, so das SG, dass eine dieser
Impfungen eine SchÃ¤digung des kindlichen Gehirns und in der Folge den Eintritt
des nachgewiesenen Dauerschadens, nÃ¤mlich die hochgradige, partiell an
Taubheit grenzende SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit SprachentwicklungsstÃ¶rungen,
verursacht habe. Die PrimÃ¤rschÃ¤digung stehe aufgrund der glaubhaften
Aussagen der Eltern des KlÃ¤gers fest. Diese stÃ¼nden im Einklang mit dem
Bericht der UniversitÃ¤tsklinik T vom 20.10.1978, aus dem hervorgehe, dass die
Sprachentwicklung deutlich hinter dem zu Erwartenden zurÃ¼ckgeblieben sei. Die
Angaben der Eltern seien glaubhaft und in keiner Weise schematisch, angelesen
oder konstruiert. Die zeitliche Einordnung bleibe notwendigerweise vage, was der
GlaubwÃ¼rdigkeit aber keinen Abbruch tue. An der persÃ¶nlichen IntegritÃ¤t der
Zeugen bestehe keinerlei Zweifel, so das SG.
Unter Verweis auf das Gutachten von K hat das SG dargelegt, dass es sich bei den
beschriebenen Symptomen um Anzeichen fÃ¼r eine ImpfschÃ¤digung â��
insbesondere eine abgelaufene Encephalitis â�� handele, die geeignet sei,
Hirnnerven und z.B. auch die HÃ¶rnerven zu schÃ¤digen. Dies rÃ¤ume
grundsÃ¤tzlich auch K des Beklagten ein. Eine solche postvakzinale Encephalitis
entwickle sich nicht akut, so das SG, sondern subakut Ã¼ber viele Tage und
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Wochen. Im Ã�brigen sei unschÃ¤dlich, dass die Zeugen nicht mehr mit Gewissheit
sagen kÃ¶nnten, ob das Krankheitsgeschehen zwischen den Impfungen (15.11.1974
und 24.01.1975) oder nach der letztgenannten Impfung aufgetreten sei, da beide
Alternativen im Ergebnis zu derselben rechtlichen Beurteilung fÃ¼hren wÃ¼rden,
so dass die Voraussetzungen fÃ¼r eine Wahlfeststellung vorliegen wÃ¼rden.
SchlieÃ�lich bestehe mit Wahrscheinlichkeit eine kausale Verbindung zwischen den
genannten Impfungen, der PrimÃ¤rschÃ¤digung und dem beim KlÃ¤ger
bestehenden Dauerschaden. K erkenne vorliegend einen wahrscheinlichen
Zusammenhang an; das SG sehe keinen Anlass, hiervon abzuweichen. Die stark auf
eine Encephalitis hindeutende Symptomatik innerhalb der einschlÃ¤gigen
Inkubationszeit, der nachweisbare Entwicklungsknick und das Fehlen alternativer
ErklÃ¤rungsansÃ¤tze seien bei aller statistischen Unwahrscheinlichkeit gewichtige
Argumente fÃ¼r eine UrsÃ¤chlichkeit der impfbedingten Einwirkung auf den
kindlichen Organismus. Dem stehe auch nicht der Bericht der
UniversitÃ¤tskinderklinik T vom 20.10.1978 entgegen, dem nur ein geringes
Gewicht beizulegen sei.
Der GdS erreiche (auch ohne die BerÃ¼cksichtigung mÃ¶glicher psychischer
SpÃ¤tfolgen) ein rentenberechtigendes MaÃ� (Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 BVG); einen
bestimmten GdS hat das SG nicht festgelegt. Daher seien dem KlÃ¤ger
Versorgungsleistungen nach dem IfSG einschlieÃ�lich einer Versorgungsrente dem
Grunde nach zuzusprechen. Hinsichtlich des Leistungsanspruchs des KlÃ¤gers im
Einzelnen werde der Beklagte auf der Grundlage der Entscheidung des SG einen
rechtsbehelfsfÃ¤higen AusfÃ¼hrungsbescheid erlassen.

Am 07.10.2019 hat der Beklagte gegen das Urteil beim BayLSG Berufung eingelegt.
Zur BegrÃ¼ndung hat der Beklagte sowohl auf die materielle Rechtslage als auch
die formalrechtliche Problematik von Ã�berprÃ¼fungsverfahren nach Â§ 44 SGB X
abgestellt. Aufgrund der Aussagen der Eltern kÃ¶nne der erforderliche
Kausalzusammenhang nicht hergestellt werden. Entsprechende Ã¤rztliche Befunde
bzgl. der angeschuldigten Impfungen bzw. zeitnahe nach diesen lÃ¤gen nicht vor.
Der Beklagte halte zwar die Aussagen der Eltern durchaus fÃ¼r glaubhaft, dass
diese in jungen Jahren des KlÃ¤gers VerÃ¤nderungen dessen Gesundheitszustands
bemerkt hÃ¤tten. Im konkreten Fall wÃ¤ren jedoch â�� wegen des geforderten
engen zeitlichen Zusammenhangs zwischen den angeschuldigten Impfungen und
den GesundheitsstÃ¶rungen â�� entsprechende exakte kalendarische Daten
erforderlich. Ohne diese kÃ¶nne der nach dem Gesetz geforderte
Kausalzusammenhang nicht hergestellt werden. Vorliegend sei ein Impfschaden,
insbesondere eine PrimÃ¤rschÃ¤digung, nicht nachgewiesen. Der Beklagte stimme
nicht mit der Auffassung des SG Ã¼berein, dass die zeitliche Einordnung im
Abstand von Jahrzehnten notwendigerweise vage bleibe, was der GlaubwÃ¼rdigkeit
keinen Abbruch tue. Der Beklagte hat zudem einzelne Angaben der Zeugen
hervorgehoben, deren Angaben nicht ausreichten, um einen Impfschaden als
nachgewiesen zu erachten. Hinsichtlich der Problematik von Â§ 44 SGB X hat der
Beklagte auf die Rechtsprechung des Senats (z.B. Urteil vom 18.03.2013 â�� L 15
VK 11/11) verwiesen und betont, dass sich das SG Ã¼ber die Entscheidung des
Beklagten nicht einfach hinwegsetzen und nicht den gesamten Sachverhalt einer
wiederholten SachprÃ¼fung unterziehen hÃ¤tte dÃ¼rfen, da der Beklagte (unter
zutreffender Anwendung des Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X) eine neue
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Sachentscheidung abgelehnt habe. Das Vorgehen des SG erweitere nicht den
PrÃ¼fungsumfang fÃ¼r das BayLSG.

Im Schriftsatz vom 03.02.2020 hat der Beklagte darauf hingewiesen, dass
Gegenstand des Ã�berprÃ¼fungsantrags die Impfungen gegen Polio in den Jahren
1974 und 1975 gewesen seien; auch das SG habe diese Impfungen als
streitgegenstÃ¤ndlich bzw. maÃ�geblich angesehen. Das Gutachten von K sei aus
formalrechtlichen GrÃ¼nden nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Der KlÃ¤ger hat im Berufungsverfahren auf die GrÃ¼nde des erstinstanzlichen
Urteils Bezug genommen. Mit Schriftsatz vom 22.11.2019 ist von der KlÃ¤gerseite
darauf hingewiesen worden, dass der KlÃ¤ger erst infolge der Tetanusimpfung
hochgradig, partiell an Taubheit grenzend schwerhÃ¶rig geworden sei.

Mit Beschluss vom 07.04.2020 ist das Ruhen des Verfahrens angeordnet worden.
Auf Antrag des KlÃ¤gers vom 05.03.2021 ist das Verfahren wieder fortgesetzt
worden.

Am 21.03.2023 hat ein ErÃ¶rterungstermin des Senats stattgefunden. Darin hat der
KlÃ¤ger auf Nachfrage erklÃ¤rt, dass sein HÃ¶rvermÃ¶gen im Verlauf der Zeit
gleichbleibend schlecht gewesen sei. Die Beteiligten haben einer Entscheidung im
schriftlichen Verfahren gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG zugestimmt.

Der Beklagte beantragt,
das Urteil des SG MÃ¼nchen vom 11.09.2019 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten des Beklagten und des SG im vorliegenden Klageverfahren
und im Verfahren S 9 VJ 5/11 beigezogen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf
den Inhalt dieser Akten und der Berufungsakten L 15 VJ 5/19 sowie L 15 VJ 1/15, die
allesamt Gegenstand der Entscheidung gewesen sind, Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Der Senat konnte mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheiden, Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 SGG.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist auch begrÃ¼ndet.

Das SG hat in dem angefochtenen Urteil vom 11.09.2019 zu Unrecht dem Begehren
des KlÃ¤gers entsprochen und die streitgegenstÃ¤ndlichen Verwaltungsakte
(Bescheid vom 09.12.2010 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 10.03.2011)
aufgehoben und den Beklagten verurteilt, den Ablehnungsbescheid vom 22.09.2006
zurÃ¼ckzunehmen sowie die hochgradige, partiell an Taubheit grenzende
SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit SprachentwicklungsstÃ¶rungen als Folge einer
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ImpfschÃ¤digung festzustellen sowie ab 01.05.2005 hierfÃ¼r
Versorgungsleistungen nach dem IfSG einschlieÃ�lich einer Versorgungsrente zu
gewÃ¤hren.

Der Beklagte ist nicht verpflichtet, im Rahmen des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens
gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X den Ablehnungsbescheid vom 22.09.2006
zurÃ¼ckzunehmen. Dieser ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf
Anerkennung eines Impfschadens und eine Versorgungsrente.

1. Gegenstand des Verfahrens ist die Frage, ob der genannte Ablehnungsbescheid
rechtswidrig und daher gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X zurÃ¼ckzunehmen war. Dabei ist
entgegen der Auffassung des Beklagten auch eine PrÃ¼fung unter materiellen
Aspekten durchzufÃ¼hren. Zwar hat der Beklagte zu Recht auf die frÃ¼her zum
Tragen gekommene Rechtsprechung des Senats zum begrenzten PrÃ¼fungsrahmen
von Â§ 44 SGB X hingewiesen. Vorliegend ist die vollstÃ¤ndige Ã�berprÃ¼fung im
gerichtlichen Verfahren jedoch bereits deshalb erÃ¶ffnet, weil der Beklagte zwar
nicht im Ã�berprÃ¼fungs-, jedoch dann im Widerspruchsbescheid vom 10.03.2011
in die SachprÃ¼fung eingestiegen ist (vgl. die Urteile des Senats vom 27.03.2015
â�� L 15 VK 12/13 â�� und vom 26.09.2017 â�� L 15 VS 14/14).

2. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf BeschÃ¤digtenrente wegen der geltend
gemachten SchÃ¤digungsfolgen, die er auf die angeschuldigten Impfungen
zurÃ¼ckfÃ¼hrt.

a. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG beurteilen sich Inhalt und Wirkung
sozialrechtlicher AnsprÃ¼che nach dem Recht, das zur Zeit des
anspruchsbegrÃ¼ndenden Ereignisses oder Umstandes gegolten hat, sofern nicht
spÃ¤ter in Kraft gesetztes Recht ausdrÃ¼cklich oder sinngemÃ¤Ã� etwas anderes
bestimmt (Grundsatz des intertemporalen Rechts, vgl. nur BSG, Urteil vom 26.
November 1991 â�� 1 RK 22/91). RechtsÃ¤nderungen erfassen danach auch bereits
begonnene, aber noch nicht vollendete Sachverhalte. Soweit keine besondere
Ã�bergangsregelung vorhanden ist, ist der Fall zeitabschnittsbezogen anhand
sÃ¤mtlicher Gesetzesfassungen zu prÃ¼fen, die sich seit dem ersten Entstehen des
Anspruchs in Kraft befunden haben (BayLSG, Urteil vom 11.07.2017 â�� L 15 VJ
6/14).
Nach Â§ 60 Abs. 1 Satz 1 IfSG in der zum Zeitpunkt der vorliegenden Antragstellung
geltenden Fassung vom 20.07.2000 erhÃ¤lt, wer durch eine Schutzimpfung oder
durch eine andere MaÃ�nahme der spezifischen Prophylaxe, die (1.) von einer
zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde Ã¶ffentlich empfohlen und in ihrem Bereich
vorgenommen wurde, (2.) auf Grund dieses Gesetzes angeordnet wurde, (3.)
gesetzlich vorgeschrieben war oder (4.) auf Grund der Verordnungen zur
AusfÃ¼hrung der Internationalen Gesundheitsvorschriften durchgefÃ¼hrt worden
ist, eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat, nach der Schutzimpfung wegen
des Impfschadens im Sinne des Â§ 2 Nr. 11 oder in dessen entsprechender
Anwendung bei einer anderen MaÃ�nahme wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen der SchÃ¤digung auf Antrag Versorgung in entsprechender
Anwendung der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes (BVG), soweit dieses
Gesetz nichts Abweichendes bestimmt. Â§ 60 IfSG in der Fassung vom 28.05.2021
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hat eine Ã�nderung lediglich insoweit erfahren, als zusÃ¤tzlich eine Nr. 1a
eingefÃ¼hrt wurde, die Impfungen im Zusammenhang mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 betrifft.

Nach Â§ 2 Nr. 11, 1. Halbsatz IfSG in der bis heute unverÃ¤ndert geltenden Fassung
vom 20.07.2000 ist der Impfschaden definiert als die gesundheitliche und
wirtschaftliche Folge einer Ã¼ber das Ã¼bliche AusmaÃ� einer Impfreaktion
hinausgehenden gesundheitlichen SchÃ¤digung durch die Schutzimpfung.

Die Anerkennung als Impfschaden setzt eine dreigliedrige Kausalkette voraus (BSG,
Urteil vom 25.03.2004 â�� B 9 VS 1/02 R; BSG, Urteil vom 16.12.2014 â�� B 9 V
3/13 R): Ein schÃ¤digender Vorgang in Form einer â��Schutzimpfung oder einer
anderen MaÃ�nahme der spezifischen Prophylaxeâ��, der die Voraussetzungen des 
Â§ 60 Abs. 1 Satz 1 IfSG erfÃ¼llt (1. Glied), muss zu einer â��gesundheitlichen
SchÃ¤digungâ�� (2. Glied), also einem PrimÃ¤rschaden in Form einer
Impfkomplikation gefÃ¼hrt haben, die wiederum den â��Impfschadenâ��, d.h. die
dauerhafte gesundheitliche SchÃ¤digung, also den Folgeschaden (3. Glied) bedingt.

Diese drei Glieder der Kausalkette mÃ¼ssen â�� auch im Impfschadensrecht â�� im
Vollbeweis, d.h. mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, nachgewiesen
sein (stÃ¤ndige Rspr., vgl. BSG, Urteile vom 15.12.1999 â�� B 9 VS 2/98 R â�� und
vom 07.04.2011 â�� B 9 VJ 1/10 R; BayLSG, Urteil vom 25.07.2017 â�� L 20 VJ 1/17;
Hessisches LSG, Urteil vom 26.06.2014 â�� L 1 VE 12/09; LSG Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 01.07.2016 â�� L 13 VJ 19/15). FÃ¼r diesen Beweisgrad ist es zwar nicht
notwendig, dass die erforderlichen Tatsachen mit absoluter Gewissheit feststehen.
Ausreichend, aber auch erforderlich ist jedoch ein so hoher Grad der
Wahrscheinlichkeit, dass bei AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens
kein vernÃ¼nftiger, den Sachverhalt Ã¼berschauender Mensch am Vorliegen der
Tatsachen zweifelt (vgl. BSG, Urteil vom 28.06.2000 â�� B 9 VG 3/99 R) und somit
eine an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit vorliegt (vgl. BSG, Urteil vom
05.05.1993 â�� 9/9a RV 1/92).

Zwar hat der erkennende Senat in seiner frÃ¼heren Rechtsprechung auf das
Erfordernis des Vollbeweises in Bezug auf den PrimÃ¤rschaden (vorÃ¼bergehend)
verzichtet (vgl. das Urteil des Senats vom 31.07.2012 â�� L 15 VJ 9/09). Diese
Rechtsprechung hat der Senat vor dem Hintergrund der gesetzlichen Vorgaben und
der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung jedoch bereits mit Urteil vom 26.03.2019
â�� L 15 VJ 9/16 â�� ausdrÃ¼cklich aufgegeben (vgl. auch das Urteil des Senats
vom 02.07.2019 â�� L 15 VJ 4/16).

Das Erfordernis eines Vollbeweises in Bezug auf alle drei Glieder der
KausalitÃ¤tskette entspricht auch der Rechtsprechung des BSG im
wesensverwandten Recht der gesetzlichen Unfallversicherung. Auch dort muss der
unmittelbar nach dem schÃ¤digenden Vorgang vorliegende Gesundheitsschaden
(sog. â��Erstschadenâ��) im Sinne des Vollbeweises nachgewiesen sein (vgl. nur
Urteile des BSG vom 24.07.2012 â�� B 2 U 9/11 R â�� und B 2 U 23/11 R; BayLSG,
Urteil vom 25.07.2017 â�� L 20 VJ 1/17).
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Die Beurteilung des Ursachenzusammenhangs zwischen den drei Gliedern der
KausalitÃ¤tskette folgt, wie ansonsten im Versorgungsrecht auch, der Theorie der
wesentlichen Bedingung (stÃ¤ndige Rspr. des BSG, vgl. z.B. Urteile vom
23.11.1977, Az.: 9 RV 12/77, vom 08.05.1981, Az.: 9 RV 24/80, vom 20.07.2005,
Az.: B 9a V 1/05 R, und vom 18.05.2006, Az.: B 9a V 6/05 R). Diese beruht auf der
naturwissenschaftlich-philosophischen Bedingungstheorie: Danach ist jedes Ereignis
Ursache eines Erfolges, das nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der Erfolg
entfiele (conditio-sine-qua-non). Als rechtserheblich werden allerdings nur solche
Ursachen angesehen, die wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen
Eintritt wesentlich mitgewirkt haben.

FÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen den drei Gliedern der
Kausalkette reicht nach Â§ 61 Satz 1 IfSG der BeweismaÃ�stab der
Wahrscheinlichkeit aus. Die Beweisanforderung der Wahrscheinlichkeit gilt sowohl
fÃ¼r den Bereich der haftungsbegrÃ¼ndenden KausalitÃ¤t zwischen dem ersten
und dem zweiten Glied der KausalitÃ¤tskette als auch fÃ¼r den Bereich der
haftungsausfÃ¼llenden KausalitÃ¤t zwischen dem zweiten und dem dritten Glied
(vgl. BSG, Urteil vom 15.12.1999 â�� B 9 VS 2/98 R). Die vom BSG frÃ¼her
vertretene Rechtsauffassung, dass fÃ¼r die haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t
ebenfalls der BeweismaÃ�stab des Vollbeweises zu fordern wÃ¤re (so BSG, Urteil
vom 24.09.1992 â�� 9a RV 31/90 â�� juris), hat das BSG inzwischen lÃ¤ngst
ausdrÃ¼cklich aufgegeben (vgl. BSG, Urteil vom 15.12.1999 â�� B 9 VS 2/98 R).

Eine potentielle, versorgungsrechtlich geschÃ¼tzte Ursache begrÃ¼ndet dann
einen wahrscheinlichen Zusammenhang, wenn ihr nach sachgerechter AbwÃ¤gung
aller wesentlichen UmstÃ¤nde gegenÃ¼ber jeder anderen MÃ¶glichkeit ein
deutliches Ã�bergewicht zukommt (vgl. BSG, Urteil vom 22.09.1977 â�� 10 RV
15/77), also mehr fÃ¼r als gegen einen Kausalzusammenhang spricht (vgl. BSG,
Urteile vom 19.08.1981 â�� 9 RVi 5/80, vom 26.06.1985 â�� 9a RVi 3/83, vom
19.03.1986 â�� 9a RVi 2/84, vom 27.08.1998 â�� B 9 VJ 2/97 R â�� und vom
07.04.2011 â�� B 9 VJ 1/10 R). Nicht ausreichend ist dagegen eine bloÃ�e â��
abstrakte oder konkrete â�� MÃ¶glichkeit eines ursÃ¤chlichen Zusammenhangs
(vgl. BSG, Urteile vom 26.11.1968 â�� 9 RV 610/66, und vom 07.04.2011, a.a.O.).

Kann eine Aussage zu einem wahrscheinlichen Zusammenhang nur deshalb nicht
getroffen werden, weil Ã¼ber die Ursache des festgestellten Leidens in der
medizinischen Wissenschaft Ungewissheit besteht, kommt die sogenannte Kann-
Versorgung gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 1 IfSG i.V.m. Â§ 61 S. 2 IfSG in Betracht.

LÃ¤sst sich der Vollbeweis in Bezug auf die drei Glieder der KausalitÃ¤tskette nicht
fÃ¼hren oder der Ursachenzusammenhang zwischen den drei Gliedern der
KausalitÃ¤tskette nicht wahrscheinlich machen und auch Ã¼ber die Kann-
Versorgung nicht herstellen, so geht die Nichterweislichkeit der Tatsache bzw. des
Ursachenzusammenhangs nach den allgemeinen Regeln der Beweislast zu Lasten
dessen, der sich zur BegrÃ¼ndung seines Anspruchs hierauf stÃ¼tzen will,
vorliegend also zu Lasten des KlÃ¤gers (s. auch unten).

b. Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen, kann sich der Senat nicht davon
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Ã¼berzeugen, dass beim KlÃ¤ger ein Impfschaden vorliegt. Vorliegend fehlt es am
Nachweis einer PrimÃ¤rschÃ¤digung als zweites Glied der dreigliedrigen
Kausalkette.

An diesem Erfordernis ist nach der stÃ¤ndigen jÃ¼ngeren Rechtsprechung des
Senats festzuhalten (s.o.). Insbesondere ist es nicht Aufgabe der Gerichte, hier zur
Erleichterung des Zugangs zu Sozialen EntschÃ¤digungsleistungen fÃ¼r
ImpfschÃ¤den entgegen der gesetzlichen Systematik des Sozialen
EntschÃ¤digungsrechts von geminderten Voraussetzungen auszugehen. Hier in
dem genannten Sinne Abhilfe zu schaffen, wÃ¤re Aufgabe des Gesetzgebers. Einem
solchen Ansinnen ist der Gesetzgeber jedoch gerade nicht gefolgt und hat bei der
Fassung des ab 01.01.2024 geltenden Â§ 24 SGB XIV an der bisherigen
eingrenzenden Systematik (sowie auch an den Begrifflichkeiten des IfSG) ohne
inhaltliche Ã�nderung festgehalten und sie ins neue Soziale EntschÃ¤digungsrecht
Ã¼bertragen (vgl. z.B. Karl, in: Schmidt, SGB XIV, Â§ 24, Rdnr. 64 ff.). Das Vorliegen
der PrimÃ¤rschÃ¤digung muss (nach wie vor) positiv im Vollbeweis festgestellt
werden (vgl. Karl, a.a.O., Rdnr. 70, m.w.N.).

Dieser Nachweis ist im Fall des KlÃ¤gers nicht erbracht.

Vorliegend kann nicht die Rede davon sein, dass bei AbwÃ¤gung des
Gesamtergebnisses kein vernÃ¼nftiger, den Sachverhalt Ã¼berschauender Mensch
mehr am Vorliegen einer PrimÃ¤rschÃ¤digung (eines â��Impfschadensâ��) zweifeln
wÃ¼rde im Sinne des notwendigen Vollbeweises. Vielmehr sind die genauen
UmstÃ¤nde um das Auftreten von Beschwerden im zeitlichen Ablauf â�� trotz der
BemÃ¼hungen des Beklagten und auch des SG wie des Senats â�� nicht
vollstÃ¤ndig und auch nicht im Wesentlichen geklÃ¤rt. Weiterer Aufschluss ist auch
nicht mÃ¶glich,

Zwar steht aufgrund des SachverstÃ¤ndigengutachtens von K fest, dass eine
postvakzinale Encephalitis oder auch Mononeuritiden als PrimÃ¤rschÃ¤digung bzw.
als Ursache fÃ¼r die geltend gemachte SchÃ¤digungsfolge in Betracht kommen
kÃ¶nnen. Auf die grundsÃ¤tzlichen KausalitÃ¤tserwÃ¤gungen, die zwischen den
Beteiligten nicht streitig sind, kommt es vorliegend nicht an.

Dass eine postvakzinale Encephalitis oder Mononeuritiden im â�� auch zeitlichen
â�� Zusammenhang mit der Impfung beim KlÃ¤ger vorlagen, lÃ¤sst sich aber nicht
ohne doch grÃ¶Ã�ere Zweifel feststellen.

Was den zeitlichen Zusammenhang zwischen den Impfungen und dem erstmaligen
Auftreten der Symptome anbetrifft, so gilt freilich, dass allein ein solcher keinen
Kausalzusammenhang im Sinne des IfSG begrÃ¼nden kÃ¶nnte (fÃ¼r Viele vgl. z.B.
die Urteile des Senats v. 14.12.2021 â�� L 15 VJ 4/13 â�� und des LSG
Niedersachsen-Bremen v. 23.02.2021 â�� L 10 VE 1/17). Umgekehrt mÃ¼ssen aber
gewisse zeitliche Rahmen eingehalten sein. Ein Auftreten von Symptomen darf
(entsprechend der tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde im jeweiligen Einzelfall) keinen zu
groÃ�en, aber auch keinen zu knappen zeitlichen Abstand zur Impfung aufweisen,
damit von einer Impfkomplikation ausgegangen werden kann. Welches Zeitintervall
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fÃ¼r die pathologische Reaktion nach Impfstoffanwendung plausibel ist, muss im
Einzelnen geklÃ¤rt sein (vgl. das Urteil des Senats v. 02.07.2019 â�� L 15 VJ 4/16 -,
in dem ein Intervall von 28 Tagen bzgl. einer aufgrund Neuritis/Neuropathie
vermittelten HÃ¶rstÃ¶rung als Maximum angesehen wurde). Somit sind zwar â��
anders als der Beklagte meint â�� keine ganz exakten (taggenauen) Angaben (mit
Datumsangaben) erforderlich. Es muss aber klar sein, ob das jeweils maÃ�gebliche
Zeitintervall eingehalten ist. Hiervon kann im Fall des KlÃ¤gers nicht die Rede sein.

Die PrimÃ¤rschÃ¤digung, hier also die postvakzinale Encephalitis oder
Mononeuritiden, kann grundsÃ¤tzlich vor allem aufgrund medizinischer Unterlagen
und Erkenntnisse sowie durch Belege und Aussagen zu entwicklungsgeschichtlichen
Ereignissen in der Person des Geimpften nachgewiesen werden; hiermit
korrespondiert die Pflicht zu Tatsachenfeststellungen (vgl. MeÃ�ling, in:
Knickrehm/Rademacker, Sozialgesetzbuch XIV Soziale EntschÃ¤digung, Â§ 24 SGB
XIV, Rn. 105). Dabei sind gerade bei Fragen der PrimÃ¤rschÃ¤digung auch die
Eltern oder andere Personen aus der Umgebung des Betroffenen zu hÃ¶ren (vgl.
a.a.O.).

Im Fall des KlÃ¤gers liegen im Wesentlichen nur die Aussagen der Eltern vor und es
sind aussagekrÃ¤ftige oder sogar â��eindeutigeâ�� medizinische Unterlagen nicht
vorhanden. Trotz der durchgefÃ¼hrten Ermittlungen (des Beklagten und im
gerichtlichen Verfahren) ist vorliegend die Feststellung einer postvakzinalen
Encephalitis oder von Mononeuritiden als Impfkomplikation nicht ohne erhebliche
Zweifel mÃ¶glich:

a. Dies gilt gerade fÃ¼r die am 27.12.1978 verabreichte Tetanusimpfung. Es ist
schon in keiner Weise dargetan, dass hier irgendwelche anderen Symptome als das
HÃ¶rvermÃ¶gen betreffende erkennbar gewesen wÃ¤ren. Die von den Eltern
geschilderten AuffÃ¤lligkeiten (â��Abbruch der Entwicklungâ�� â�� krÃ¤nklich,
vermehrtes Schreien, viel Spucken, unruhig etc.) beziehen sich auf frÃ¼here
ZeitrÃ¤ume.
Die (weitere) BeeintrÃ¤chtigung des HÃ¶rvermÃ¶gens des KlÃ¤gers stellt jedoch
nicht eine primÃ¤re SchÃ¤digung, sondern die SchÃ¤digungsfolge dar. Dies
genÃ¼gt nicht zum Nachweis des erforderlichen zweiten Glieds der dreigliedrigen
Kausalkette (s. oben). Zudem wÃ¤re in keiner Weise belegt, dass sich das
HÃ¶rvermÃ¶gen nach der Tetanusimpfung erheblich verschlechtert hÃ¤tte. Dies
erscheint zwar nicht vÃ¶llig ausgeschlossen. K hat jedoch ausdrÃ¼cklich auf den
erheblichen QualitÃ¤tsunterschied zwischen den Untersuchungen in T und denen in
M hingewiesen (s. im Einzelnen oben). Wie auch der Beklagte (K, s.o.)
nachvollziehbar hervorhebt, ist es nicht unwahrscheinlich, dass die schwere
HÃ¶rstÃ¶rung bereits vorher bestanden hat. Der KlÃ¤ger hat zwar im Verfahren
Gegenteiliges behauptet; hierfÃ¼r gibt es jedoch keine belastbaren Anhaltspunkte.

b. Was die Polio-Schluckimpfungen betrifft, so stehen den Angaben der Eltern des
KlÃ¤gers, wie auch der Beklagte zu Recht darauf hingewiesen hat, keine Zweifel an
deren IntegritÃ¤t und grundsÃ¤tzlichen GlaubwÃ¼rdigkeit entgegen. Im GroÃ�en
und Ganzen geht aus den Angaben der Eltern hervor, dass sie sich nicht mehr
genau erinnern kÃ¶nnen. Dies bezweifelt auch der Senat in keiner Weise.
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Wie der Beklagte jedoch in der BerufungsbegrÃ¼ndung zutreffend darauf
hingewiesen hat, genÃ¼gen die ungenauen Angaben nicht, um hier den Nachweis
im o.g. Sinn fÃ¼r die im Zusammenhang mit den Impfungen aufgetretenen
GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers zu fÃ¼hren. Zwar sind wie ausgefÃ¼hrt keine
in letzter Konsequenz exakten kalendarischen Daten (im Sinne exakter taggenauer
Angaben) erforderlich. Die ungefÃ¤hren Angaben der Eltern im vorliegenden
Verfahren kÃ¶nnen jedoch nicht genÃ¼gen.

Zwar ist dem SG durchaus zuzustimmen, dass exakte Erinnerungen nach so langer
Zeit nicht mehr mÃ¶glich sein dÃ¼rften. Das Fehlen solcher ist aber nur bei der
Annahme unschÃ¤dlich, dass die beobachteten GesundheitsstÃ¶rungen auf jeden
Fall mit den Impfungen zu tun haben mussten. Bei einer solchen Annahme bedarf
es jedoch keines Nachweises mehr, so dass die Aussagen dann nichts wert sein
wÃ¼rden.

Die ungenauen, teilweise auf Vermutungen beruhenden Angaben der Eltern
kÃ¶nnen zur Nachweiserbringung im o.g. Sinne nicht genÃ¼gen. Die Zeugin hat
(bei ihrer Einvernahme am 15.04.2014) bzgl. der Beobachtung nach der ersten
Impfung (15.11.1974) angegeben, dass ihr Sohn dann krÃ¤nklich gewesen sei und
vermehrt geschrien habe. Aber sie hat dies dahingehend eingeschrÃ¤nkt, dass das
schon lange her sei und sie sich nicht mehr genau erinnern kÃ¶nne. Ihre
ErklÃ¤rungen, dass, â��wenn die Impfung im November 1974 gewesenâ�� sei, ihre
Angabe dann auf diesen Zeitraum zutreffe, kann aber nicht Ã¼berzeugen. Sie ist
viel zu vage, worauf der Beklagte zu Recht hingewiesen hat. Auch erklÃ¤rt sie nicht
plausibel, warum sich die Zeugin erinnert, dass es nach der Impfung gewesen sei.
Jedenfalls reicht die Aussage nicht aus, um einen Impfschaden als nachgewiesen zu
betrachten. Entsprechendes ist auch zur Aussage des Zeugen festzustellen, er
kÃ¶nne keine besondere Situation, bei der ihm eine VerÃ¤nderung bzgl. der
GerÃ¤uschwahrnehmung aufgefallen wÃ¤re, nennen. Auch die Angaben zur
(zeitlichen) Wahrnehmung des schlechten Gesundheitszustands blieben im
Wesentlichen ungenau.

Die Angaben der Eltern machen letztlich nicht klar, wann genau was abgelaufen ist.
Es gibt sogar unterschiedliche Angaben der Eltern hinsichtlich der angeschuldigten
Impfung, worauf der Beklagte ebenfalls zutreffend hingewiesen hat. Diese Defizite
sind auch nicht deshalb weniger problematisch, weil â�� neben den
(unzureichenden) Angaben aus der Erinnerung heraus â�� es Unterlagen bzgl. der
betreffenden ZeitrÃ¤ume ermÃ¶glichen wÃ¼rden, das Bild zu einem
aussagekrÃ¤ftigen Ganzen zu komplettieren. Dies gilt gerade auch fÃ¼r die in
Frage stehenden â��Encephalitis-Symptomeâ��, zu denen festgestellt werden
muss, dass diese wenigstens teilweise doch auch unspezifisch gewesen sein
dÃ¼rften; letztlich kann damals â�� Ã¼berspitzt formuliert â�� â��alles MÃ¶gliche
gewesen seinâ��.

Der Senat verkennt freilich nicht, dass auch wegen der Angaben von K zu
mÃ¶glichen Alternativursachen fÃ¼r die SchwerhÃ¶rigkeit die Wahrscheinlichkeit
fÃ¼r einen Impfschaden durchaus etwas erhÃ¶ht ist. Jedoch bleibt auch insoweit
die Situation unklar, und die ErklÃ¤rungen des Gutachters kÃ¶nnen auch hier nicht
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zur Nachweiserbringung einer PrimÃ¤rschÃ¤digung fÃ¼hren. Vor allem bleibt â��
auch hier letztlich Folge des Zeitablaufs â�� ungeklÃ¤rt, welche BemÃ¼hungen
damals bzgl. der Diagnosestellung entsprechender Erkrankungen unternommen
worden sind. Es kann gut sein, dass insoweit hier keine Tests erfolgt sind oder diese
nicht zur Kenntnis im Verfahren gelangt sind.

Neben den Angaben des KlÃ¤gers und seiner Eltern gibt es keinerlei objektivierbare
Unterlagen. Auch dies ist verstÃ¤ndlich und Folge davon, dass die Interessen des
KlÃ¤gers bezÃ¼glich des Erhalts von ImpfschadensentschÃ¤digung erst viele
Jahrzehnte spÃ¤ter verfolgt worden sind. Hieraus kann sich aber keine
Beweiserleichterung ergeben.

Im Ã�brigen kann sich der KlÃ¤ger auch nicht auf die Beweiserleichterung gemÃ¤Ã�
Â§ 15 des Gesetzes Ã¼ber das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung
(KOVVfG), die auch im Recht der Impfopferversorgung gilt (Â§ 64 Abs. 2 IfSG),
berufen. Denn er befindet sich nicht unverschuldet in Beweisnot, da bereits
wesentlich frÃ¼her der Antrag auf Versorgung hÃ¤tte gestellt werden kÃ¶nnen.
Zudem ist die Vorschrift nicht einschlÃ¤gig: Â§ 15 KOVVfG erfasst nicht die
Konstellation, dass Beweismittel wie hier Zeugen vorhanden sind und nur deren
Aussagen nicht zur Nachweiserbringung ausreichen. Im Ã�brigen ermÃ¶glicht die
genannte Vorschrift auch nicht, bei allen Angaben, die mit Entstehung, Art und
Folgen der SchÃ¤digung zusammenhÃ¤ngen, den BeweismaÃ�stab der guten
MÃ¶glichkeit ausreichen zu lassen. Â§ 15 KOVVfG ermÃ¶glicht lediglich, die
Schilderung der Tatsachen des Antragstellers unter UmstÃ¤nden ausreichen zu
lassen. Auf die Schilderungen des KlÃ¤gers kann es hier jedoch wegen seines
damals jungen Alters nicht maÃ�geblich ankommen. Eine noch weitere Ausdehnung
der ohnehin schon mehrfach analog herangezogenen Vorschrift (vgl. das Urteil des
Senats vom 21.04.2015 â�� L 15 VG 24/09 â�� zu Â§ 6 Abs. 3 OEG) dÃ¼rfte
ausscheiden. Hierauf kommt es jedoch nicht streiterheblich an.

Es ist freilich andererseits auch nicht vÃ¶llig auszuschlieÃ�en, dass doch eine
PrimÃ¤rschÃ¤digung im o.g. Sinn vorgelegen hat. DafÃ¼r fehlt es aber jedenfalls
am notwendigen Beweis. Kann das Gericht bestimmte Tatsachen trotz
AusschÃ¶pfung aller ErmittlungsmÃ¶glichkeiten nicht feststellen (non liquet), so gilt
der Grundsatz, dass jeder die Beweislast fÃ¼r die Tatsachen trÃ¤gt, die den von
ihm geltend gemachten Anspruch begrÃ¼nden (vgl. z.B. Schmidt, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/ders., SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 103, Rdnr. 19a mit
Nachweisen der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung). Der KlÃ¤ger muss daher
nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast die Folgen daraus tragen, dass eine
groÃ�e Ungewissheit bezÃ¼glich der fÃ¼r ihn gÃ¼nstigen Tatsachen verblieben ist.
Denn fÃ¼r das Vorliegen eines Impfschadens im Sinne einer PrimÃ¤rschÃ¤digung
trÃ¤gt der Anspruchsteller die objektive Beweislast (s.o.).

Zu weiteren Ermittlungen, insbesondere zu einer erneuten (dritten) mÃ¼ndlichen
Zeugeneinvernahme sah sich der Senat nicht veranlasst. Insbesondere bestehen,
wie dargelegt, an der GlaubwÃ¼rdigkeit der Zeugen (auch) aus Sicht des Senats
keine Zweifel. Es gibt auch nicht den geringsten Anhalt dafÃ¼r, dass die Zeugen
sich nun nach noch lÃ¤ngerer Zeit plÃ¶tzlich doch genauer an einzelne zeitliche
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AblÃ¤ufe erinnern wÃ¼rden. Vor allem muss auch jeder Anschein vermieden
werden, die Zeugen wÃ¼rden solange befragt werden, bis sie dem Anspruch
dienliche Angaben machen.

Die Berufung hat nach alldem Erfolg. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die
Zahlung von BeschÃ¤digtenrente oder sonstigen Versorgungsleistungen durch den
Beklagten.

Im Ã�brigen weist der Senat ergÃ¤nzend darauf hin, ohne dass es hierauf
entscheidungserheblich ankommen wÃ¼rde, dass das vom Beklagten angegriffene
Grundurteil nicht vollstÃ¤ndig die Voraussetzungen von Â§ 130 Abs. 1 SGG erfÃ¼llt.
Zwar ist der Beginn der ausgeurteilten Rente tenoriert und es sind auch
Feststellungen zu den SchÃ¤digungsfolgen im Tenor enthalten (als
Anspruchsvoraussetzung fÃ¼r eine Rente nach dem BVG). Jedoch fehlt es an der
Bestimmung des GdS als eine notwendige Anspruchsvoraussetzung (vgl. hierzu das
Urteil des LSG Baden-WÃ¼rttemberg v. 23.06.2016 â�� L 6 VG 4400/15). Es kann
bei einem Grundurteil allein die HÃ¶he der Leistung offengelassen werden, die
sonstigen Anspruchsvoraussetzungen dem Grunde nach und die HÃ¶he der die
Leistung bestimmenden Faktoren â�� wie der GdS â�� mÃ¼ssen jedoch auch beim
Erlass eines Grundurteils geprÃ¼ft und festgestellt werden (vgl. z.B. Berchtold,
SGG, Â§ 130 Rn. 5 und 6).

Das Urteil des SG ist aufzuheben und die Klage gegen den Bescheid vom
09.12.2010 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10.11.2011
abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Ein Grund fÃ¼r die Zulassung der Revision liegt nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und
2 SGG).

Â 
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